














§ 12 Vermögensanfall

Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt ihr 
Vermögen an die Evangelische Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz, die es 
unmittelbar und ausschließlich für die in § 2 Abs. 2 genannten Zwecke zu verwenden hat. Der in 
der Stiftungsurkunde vom 11.02.1911 erklärte Willen des Stifters ist nach Möglichkeit zu 
berücksichtigen. 

§ 13 Rechtsaufsicht

(1) Die Stiftung unterliegt der staatlichen Aufsicht nach Maßgabe des Stiftungsgesetzes des
Landes Brandenburg in seiner jeweils geltenden Fassung. Es regelt auch, welche Behörde
die Aufsicht über die Stiftung führt.

(2) Die Stiftungsbehörde ist auf Wunsch jederzeit über die Angelegenheiten der Stiftung zu
unterrichten. Mitteilungen über Änderungen in der Zusammensetzung des vertretungs­
berechtigten Stiftungsorgans sind der Stiftungsbehörde umgehend zur Kenntnis zu geben
sowie Jahresrechnungen und Tätigkeitsberichte innerhalb der gesetzlich vorgeschriebenen
Frist unaufgefordert vorzulegen.

(3) Beschlüsse über die Zweckänderung und sonstige Satzungsänderungen sowie die Auflösung
der Stiftung bedürfen der Genehmigung der Stiftungsbehörde.

(4) Für das Erreichen der Regelung in §8, 1 Satz 2 gilt folgende Übergangsregelung: spätestens
mit der nächsten regulären Berufung im Dezember 2023 sind die beschriebenen Regeln erfüllt.
Evtl. stattfindende Wahlen von Kuratoriumsmitglieder in der Zeit bis 2023 dürfen mit
angepassten kürzeren Laufzeiten erfolgen bzw. mit der Wahl im Dezember 2023 werden
einmalig jeweils bis zu einem Drittel der Mitglieder nur für zwei Jahre, bis zu einem anderen
Drittel der Mitglieder für vier Jahre und bis zu einem verbleibenden Drittel für die volle
Amtszeit von sechs Jahren gewählt.

beschlossen in der Kuratoriumssitzung vom 06.12.2019 
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